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2. Durch diesen Vertrag wird die Verwendung militärischen 
Personals oder militärischer Ausrüstungsgegenstände zu 
wissenschaftlichen Forschungen oder zu beliebigen ande­
ren friedlichen Zwecken nicht behindert.

Artikel II

Die freie wissenschaftliche Forschung in der Antarktis und 
die darauf abgestellte Zusammenarbeit, wie sie während des 
Internationalen Geophysikalischen Jahres betrieben wurden, 
werden nach Maßgabe dieses Vertrages weitergeführt.

Artikel III

1. Zur Verstärkung der internationalen Zusammenarbeit bei 
der wissenschaftlichen Forschung in der Antarktis gemäß 
Artikeln dieses Vertrages kommen die Vertragsparteien 
überein, soweit irgend möglich
a) Mitteilungen über die wissenschaftlichen Programme 

in der Antarktis auszutauschen, um den bestmöglichen 
Einsatz der Mittel und den Erfolg der Arbeiten zu ge­
währleisten ;

b) wissenschaftliches Personal zwischen Expeditionen und 
Stationen in diesem Raum auszutauschen;

c) die in der Antarktis gemachten Beobachtungen und 
erzielten wissenschaftlichen Ergebnisse, die frei ver­
fügbar sein sollen, auszutauschen.

2. In Anwendung dieser Bestimmungen wird die Zusam­
menarbeit in den Arbeitsbeziehungen mit den Spezial­
organisationen der Vereinten Nationen und den anderen 
internationalen Organisationen, für die die Antarktis von 
besonderem wissenschaftlichen oder technischen Interesse 
ist, mit allen Mitteln gefördert.

Artikel IV

1. Keine Vertragsbestimmung ist so auszulegen,
a) als enthalte sie den Verzicht einer Vertragspartei auf 

ihre Rechte auf territoriale Souveränität oder auf ter­
ritoriale Ansprüche in der Antarktis, die von ihr vor­
her geltend gemacht worden sind;

b) als enthalte sie den vollständigen oder teilweisen Ver­
zicht einer Vertragspartei auf die Grundlage eines 
Anspruchs auf territoriale Souveränität in der Ant­
arktis, der sich aus ihrer eigenen Betätigung oder aus 
derjenigen ihrer Staatsangehörigen in der Antarktis 
oder aus einem anderen Grund ergeben könnte;

c) als beeinträchtige sie die Stellung einer Vertragspartei 
hinsichtlich der Anerkennung oder Nichtanerkennung 
des Hoheitsrechts, eines Anspruchs oder der Grundlage 
eines Anspruchs auf territoriale Souveränität jedes an­
deren Staates in der Antarktis durch diese Partei.

2. Während der Geltungsdauer dieses Vertrages bildet keine 
Handlung oder Betätigung eine Grundlage dafür, einen 
Anspruch auf territoriale Souveränität in der Antarktis zu 
erheben oder zu bestreiten, und begründet keine Souve­
ränitätsrechte in diesem Raum. Während der Geltungs­
dauer dieses Vertrages dürfen kein neuer Anspruch und 
keine Erweiterung eines vorher geltend gemachten An­
spruchs auf territoriale Souveränität erhoben werden.

Artikel V

1. In der Antarktis sind jede Kernexplosion und jede Ab­
lagerung radioaktiver Abfälle verboten.

2. Werden internationale Abkommen über die Verwendung 
der Kernenergie, einschließlich der Kernexplosionen und 
der Ablagerung radioaktiver Abfälle, geschlossen, an de­
nen alle Vertragsparteien teilnehmen, deren Vertreter zur 
Teilnahme an den in Artikel IX vorgesehenen Tagungen 
befugt sind, so finden die Bestimmungen dieser Abkom­
men in der Antarktis Anwendung.

Artikel VI

Dieser Vertrag findet Anwendung auf den Raum südlich 
des 60. Grades südlicher Breite, einschließlich aller Schelf­
eisflächen; er berührt oder beeinträchtigt jedoch nicht die 
jedem Staat durch das Völkerrecht zuerkannten Rechte oder 
die Ausübung dieser Rechte betreffend die Teile der hohen 
See, die sich innerhalb des so abgegrenzten Raumes befin­
den.

Artikel VII

1. Um die Ziele dieses Vertrages zu erreichen und um die 
Einhaltung seiner Bestimmungen zu gewährleisten, ist 
jede Vertragspartei, deren Vertreter befugt sind, an den 
in Artikel IX dieses Vertrages erwähnten Tagungen teil­
zunehmen, berechtigt, Beobachter zu benennen, die mit 
der Durchführung der in diesem Artikel vorgesehenen 
Inspektionen beauftragt sind. Diese Beobachter werden 
aus den Staatsangehörigen der Vertragspartei, die sie be­
nennt, ausgewählt. Ihre Namen werden allen anderen 
Vertragsparteien mitgeteilt, die befugt sind, Beobachter 
zu benennen; die Beendigung ihrer Tätigkeit wird ent­
sprechend notifiziert.

2. Die nach Maßgabe des Absatzes 1 benannten Beobachter 
haben jederzeit ungehinderten Zugang zu einzelnen oder 
allen Gebieten der Antarktis.

3. Alle Gebiete der Antarktis, alle Stationen und Anlagen, 
alles dort vorhandene Material sowie alle Schiffe und 
Luftfahrzeuge an den Aus- und Eingangspunkten für 
Fracht und Personal in der Antarktis sind jederzeit allen 
nach Maßgabe des Absatzes 1 benannten Beobachtern 
zwecks Inspektion zugänglich.

4. Jede der zur Benennung von Beobachtern befugten Ver­
tragsparteien kann jederzeit die Luftinspektion einzelner 
oder aller Gebiete der Antarktis durchführen.

5. Jede Vertragspartei hat, sobald dieser Vertrag für sie 
in Kraft tritt, die anderen Vertragsparteien zu unterrich­
ten und ihnen in der Folge jeweils vorher Mitteilung zu 
machen über:
a) alle Expeditionen, die zur Antarktis aufbrechen oder 

dort ihren Standort wechseln, soweit sie mittels ihrer 
Schiffe oder durch ihre Staatsangehörigen durchgeführt 
werden, sowie alle Expeditionen, die in ihrem Hoheits­
gebiet organisiert werden oder von dort aufbrechen 
werden;

b) alle Stationen, die in der Antarktis von ihren eigenen 
Staatsangehörigen besetzt sind;

c) ihre Absicht, nach Maßgabe des Artikels I Absatz 2 
militärisches Personal oder Material jeder Art in die 
Antarktis zu entsenden.

Artikel VIII

1. Um die Wahrnehmung der den Vertragsparteien aus die­
sem Vertrag erwachsenden Aufgaben zu erleichtern und 
unbeschadet der Haltung, welche die Vertragsparteien 
bezüglich der Gerichtsbarkeit über alle anderen Personen 
in der Antarktis einnehmen, unterstehen die gemäß Ar­
tikel VII Absatz 1 benannten Beobachter und das wissen­
schaftliche Personal, das gemäß Artikel III Absatz 1 b) 
dieses Vertrages ausgetauscht wird, sowie die ihnen bei­
gegebenen und sie begleitenden Personen hinsichtlich 
aller Handlungen oder Unterlassungen während ihres der 
Erfüllung ihrer Aufgaben dienenden Aufenthalts in der 
Antarktis lediglich der Gerichtsbarkeit der Vertrags­
partei, deren Staatsangehörige sie sind.

2. Unbeschadet des Absatzes 1 und bis zur Veranlassung der in 
Artikel IX Absatz 1 e) vorgesehenen Maßnahmen haben 
sich die Vertragsparteien, die an einer Streitigkeit über 
die Ausübung der Gerichtsbarkeit in der Antarktis betei­
ligt sind, unverzüglich zu konsultieren, um zu einer bei­
derseits annehmbaren Lösung zu gelangen.


